
Nevidirtes Regulativ

für die Verwaltung

der BcMstrHcn FoM der Nhcinprovinz
vom 17. September 1855.

38ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preu¬

ßen tc., verordnennach Anhörung Unserer getreuen Stände der Nhcinsirovinz, was folgt:

§. I. Es sollen Bezirksstraße-.l'Fondsgebildet werden: I) Für den ostrheinischen

Theil des Negicrungs-Bezirks Coblcnz mit Ausnahme des Kreises Wchlar; 2) für den

Kreis Wchlar; 3) für den Ostrheinischen Theil des Ncgicrunzs-Peznks Eöln; 4) für den Ostrhci«.

schcn Theil des Negievungs.BezirlsDüsseldorf. Die bisher nach dem Regulativ vom 20. Januar

184l (Minist,.Pl. S. 245) verwaltetenFonds für die Nrgicrungsbczirke Trier und Nachen, so wie

für die WcstrhcinischcnTheile der Negicrungs.Bczirke Coblcnz. Eöln und Düsseldorf bleiben bestehen

und unterliegt deren Verwaltung den Bestimmungendes gegenwärtigen Ncgulalivs.

§. 2. Die zu bildenden resp, bestehenden Fonds werden getrennt für jeden im §. l gc.
Nannten Bezirk verwaltet.

H. 3. An Einnahmenfließen zn jedem einzelnen Lczirköstraß'Mfonds l) der Ertrag der von

den VczirWraßcn desselben auskommenden Nullungen, namentlichdes Ehausseegelocs;2) die für

ihn bestimmten Zusah-Proc.'ntezu den StaatHcuern.



8 4. An Zusatz'Procenlen zu den Staatssteueru sollen in den einzelnen Bezirken je nach

Bedürfniß 2 bis 5 "^ der Grund., Klaffen- und klassificirtenEinkommensteuer so wie der Gewerbe¬

steuer und der Mahl- und Schlachtsteuer, und zwar in gleichen Zuschlägen zu sämmtlichenbezeichneten

Steuerarten erhoben werden. Der Zuschlag zur Mahl- und Schlachtsteuer wird in den mahl- und

schlachtsteucrpstichtigcnGemeinden statt des Zuschlages zur Klassensteuer ausgebracht, doch werden

auf die in diesen Gemeinden zu entrichtenden Einkommensteuer-Zuschläge außer der auf die Prin-

zipalsteucr anzurechnenden Summe (§. 2 b. des Gesetzes vom 1. Mai l83l) dieselben Procente

der letzteren zu Oute gerechnet, welche als Zuschlag zur Hebung kommen.

Der Finanzminster hat im Einvernehmen mit dem Minister für Handel, Gewerbe und öffent¬

liche Arbeiten den Proccnisatz für einen jeden Bczirksstraßcn-Fonds periodisch festzusetzen. Auch

erläßt der Fiuanzministcr die auf die Ausführung dieser Bestimmungen bezüglichen Anordnungen.

§'. 3. Eine Herabsetzung oder Erhöhung der im §. 4 erwähnten Steuer-Zuschläge über die

daselbst bestimmtenGrenzen hinaus, kann nur nach vorgängigcr Anhörung der Provinzial-Stände erfolgen.

8. 6. Die Bezirksstraßcn>Fonds haben die Rechte von öffentlichen Corporationen und steht

den Vczirks-Negicrungcn die Verwaltung und Vertretung derselben zu.

8 7. Die Bestimmung der Bezirksstraßcn'Fonds besteht in der Unterhaltung der Bezirks-

straßen nach vollendetem kunstmü'ßigcm Ausbau derselben. Sonstige, außerbalb dieser Hauplbc-

stimmung liegendeVerwendungen, namentlich Zuschüssezu Neubauten, dürfen nur in einzelnen außer¬

ordentlichen Fällen gewährt werden, wenn hierzu die Zustimmung der Provinzial-Stände erfolgt ist.

H. 6. Außer den für die WestrheinischenTheile der Provinz von Uns bereits bestimmten

Bczirksstraßcn sind nur diejenigen Straßen als solche zu betrachten, welche Wir nach vorgängiger

Anhörung der Provinzial-Stände für Vczirksstraßcn erklären.

§', 9. Die Eigenschaft einer Vcu'rksstraße kann, nach vorgängigcr Anhörung der Provinzial-

Stände durch Uns wieder aufgehoben werden. Dauert in diesem Falle das Bedürfniß des ganzen

Weges oder einzelner Theile desselben für den öffentlichenVerkehr noch fort, so tritt die gewöhnliche

Wcgebaulast nach den hierüber bestehenden allgemeinen oder besondern Bestimmungen wieder ein.

§. 10. Der Zeitpunkt mit welchem die Unterhaltung einer V!'zirlsstraßc oder eines Theils

derselben ans den Bezirksstraßcn-Fonds zu übernehmen ist (F, 7) oder mit welchem diese Verpflichtung

des Bezirksstraßcn.Fonds wieder aushört, (§. 9.) wird in jedem einzelnen Falle durch den Minister

für Handel, Gewerbe und öffentlicheArbeiten festgestellt.

8' l l. Auf die VeMstraßen finden alle gesetzlichen Vorschriften Anwendung, welche für die

Staatsstraßen des Bezirks bestehen oder künftig ergehen werden, insoweit nicht etwas Anderes von

Uns festgesetzt wird. Dies gilt namentlich auch in Vctrcss der Erhebung des Chaussecgclocs.



8 12 Die vom Staate angestellten Baubeamten haben die Bezirksstraßennach der für die

Staatsstraßen ihnen ertheilten Dienst-Anweisungzn beaufsichtigen. Die Chauffee-Aufseher und
^uffee-Wärter werden fortan von der Bezirksstraßen-Verwalinngnach den bestehenden Verwaltung

Grundsätzen auf Kosten des Bezirksstraßen.Fondsangestelltund besoldet.
8 13 Die Vezirksstraßenerhalten der Regel nach eine Breite von 24 Fuß ausschließlich

l dtt Gräben und eine Befestigungsdecke von 18 Fuß Breite. Die Steigungen derselbendürfen

8 Zoll auf die laufende Ruthe nicht übersteigen und müssen bei längeren Höhenzügcuauf je 100

Ruthen Länge um 1 Zoll dieses Mazimi bis zu 6 Zoll vermindertwerden. Anweisungenhier-
"°n kann der Minister für Handel:e. genehmigen oder anordnen. Ueber die sonstige Beschaffenheit

! ^ Vezirksstraßen ist für jeden einzeln Fall Seitens der kompetenten Behörde die erforderliche Ve.

Innung zu treffen.
8, 14. Die Vorschläge über die Verwendungder Bezirksstraßen.Fondssollen von den Regie-

! lungen gemeinschaftlichmit den dazu Seitens der Provinzial-Stände ernannten Commiffarien auf.
Gellt und durch den Ober-Präsidentendem Provinzial-Landtagenebst dem VerwendnngsMachweise

0"s den Vorjahren zur Begutachtungvorgelegtwerden. Erfolgt dieserIM eine Einigung zwischen

Kn Provinzial'Ständen und dem Ober-Präsidenten, so ordnet Letzterer die Ausführung der bor.

Magmen Arbeitenan. und kontrolirt dieselben. Tritt aber eine Meinungs.Verschiedenheit ein. so
scheidet der Minister für Handel. Gewerbe und össenllichm Arbeiten.

§. 15. Das Regulativ vom 20. Januar 1841 wird hierdurch aufgehoben.

Urkundlich unter Unserer höchsteigenhändigenUnterschrift und beigedruckten Königlichen Insiegel.

Gegeben Magdeburg, den 17. September 1833.

Friedrich Wilhelm.

v. d. Hcydt. v. WcstMIen. Für den abwesenden F'nanMinister: v. Naumer.

«Meldoil, Hol-VüHbiucklril«on H. V»l>.
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